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Vorwort

Am 11. Dezember 2015 fand in Posen ein Workshop zum deutschen und
polnischen Sozial- und Verfassungsrecht unter dem Titel: „Verfassungs-
rechtliche Vorgaben für den Aufbau von Systemen der Gesundheitsversor-
gung in Deutschland und Polen“ statt. Er war Teil eines interdisziplinären
wissenschaftlichen Projektes, das von der Jagiellonen-Universität in Kra-
kau zum Thema „Gerechtigkeit in der Gesundheitsversorgung” durchge-
führt wurde.

Der Workshop bot Möglichkeiten zur Diskussion und zur Vergleichung
von verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Gesundheitsversorgung in
den Nachbarländern. Insbesondere wurden die Grundsätze der Gerechtig-
keit und Solidarität als Leitgedanken der deutschen gesetzlichen Kranken-
versicherung und des polnischen Systems der „Gesundheitsfürsorge“ dis-
kutiert. Besprochen wurde ferner das Prinzip der Gleichheit, sowohl in
Bezug auf den Zugang zu den Leistungen als auch deren Gewährung.

 
Die in den Verfassungen beider Länder, in der polnischen Verfassung von
1997 und im Grundgesetz von 1949, enthaltenen Grundsätze sind ähnlich.
Die polnische Verfassung bestimmt, dass die Republik Polen ein demo-
kratischer Rechtsstaat ist, der die Grundsätze gesellschaftlicher Gerechtig-
keit verwirklichen soll (Art. 2), und dass die Würde des Menschen, die
diesem angeboren und unveräußerlich ist, die Quelle der Freiheiten und
Rechte aller Menschen und der Staatsbürger bildet (Art 30). Auch das
Grundgesetz betont die Unantastbarkeit der Menschenwürde als Grundla-
ge jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit
in der Welt (Art. 1). Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokrati-
scher und sozialer Bundesstaat (Art 20). Gleichzeitig werden bedeutsame
Unterschiede sichtbar. Während darauf verzichtet wurde, im Grundgesetz
soziale Rechte zu verankern, sieht die polnische Verfassung in Art 67
und 68 das Recht von Staatsbürgern auf die soziale Sicherung im Fall der
Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder Invalidität sowie nach Errei-
chung des Ruhealters vor; finden diese ohne eigene Schuld keine Beschäf-
tigung und besitzen keine anderen Mittel zum Unterhalt, ist die öffentliche
Gewalt verpflichtet, einen gleichen Zutritt zur Gesundheitsfürsorge, die
aus öffentlichen Mitteln finanziert wird, zu sichern; zudem wird ein allge-
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meines Recht auf den Schutz der Gesundheit festgeschrieben. Ferner
nimmt die polnische Verfassung sowohl in der Präambel als auch in ver-
schiedenen Vorschriften auf grundlegende Werte (z.B. Wahrheit, Gerech-
tigkeit, Schönheit, Freiheit, Solidarität, Subsidiarität) Bezug.

Die Unterschiede zwischen beiden Verfassungen sind Ausdruck der je-
weiligen historischen Erfahrungen und verschiedener Entstehungszeiten.
Auch die Anlage der Gesundheitssysteme ist in beiden Ländern von Un-
terschieden geprägt. Obwohl beide Systeme auf eine Leistungserbringung
durch Dritte setzen und dementsprechend ein Leistungserbringungsdreieck
kennen, differieren sie nicht nur hinsichtlich der Höhe von Beiträgen und
dem Katalog der Leistungen. Die Unterschiede sind grundlegender. Wäh-
rend die deutschen Krankenkassen als Versicherungsträger anzusehen
sind, handelt es sich bei dem polnischen Nationalen Gesundheitsfonds um
einen treuhänderischen Verwalter, der auch die Verhältnisse zu den Leis-
tungserbringern beeinflusst und gestaltet. Während das deutsche Leis-
tungserbringungsrecht öffentliches Recht ist, werden die im polnischen
System geschlossenen Verträge als besonders regulierte privatrechtliche
Verträge qualifiziert. Daraus folgen auch Unterschiede in der rechtlichen
Situation der Leistungsberechtigten.

 
Angesichts dessen war es von besonderem Interesse zu untersuchen, was
es bedeutet, wenn in beiden Ländern einerseits die Gesundheitssysteme
unterschiedlich strukturiert und die verfassungsrechtlichen Vorgaben un-
terschiedlich dicht sind, andererseits beide Systeme aber auf gleiche Leit-
ideen gestützt, in beiden Ländern aus den Grundrechten Rechte auf Schutz
des Lebens und der Gesundheit abgeleitet und Zugang und Leistungsge-
währung nach dem Gleichheitsprinzip verteilt werden. Die während des
Workshops gehaltenen Referate wurden in Polen veröffentlicht. Im Laufe
unserer Diskussionen sind wir zu der Überzeugung gekommen, dass es
auch für deutsche Leser interessant ist, zu erfahren, wie die verfassungs-
rechtlichen Vorgaben die Gesundheitsversorgung in Polen beeinflussen
und wie das polnische System der Gesundheitsfürsorge aufgebaut ist. Des-
halb werden im Folgenden die polnischen Referate auf Deutsch abge-
druckt. Sie behandeln zunächst als Ausgangspunkte die verfassungsrecht-
lichen Vorgaben für die Gesundheitsversorgung, die allgemeinen Grund-
sätze der Gleichheit, der (sozialen) Gerechtigkeit und Solidarität sowie die
in der Verfassung Polens verankerten sozialen Rechte. Vor diesem Hinter-
grund wird dann das polnische System der Gesundheitsfürsorge in einem
Überblick dargestellt.

Vorwort
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Wir danken den Referenten dafür, dass Sie uns ihre überarbeiteten Ma-
nuskripte zur Verfügung gestellt haben, den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des Max-Planck-Instituts für Sozialrecht und Sozialpolitik dafür,
dass sie die Texte in eine lesbare Form gebracht haben, Herrn Julian Zinn
für die Vorbereitung der Publikation und der Universität Krakau für die fi-
nanzielle Unterstützung.

 
 
 

Daniel Lach
Ulrich Becker

Mai 2017

Vorwort
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Über die Axiologie des Sozialrechts

Walerian Sanetra

1. Wenn von Axiologie die Rede ist, meint man damit einerseits einen be-
stimmten Wissensbereich, gleichzeitig aber auch bestimmte Werte bzw.
mehr oder minder geordnete Wertekomplexe oder gar Systeme von, zu-
mindest im Ansatz, richtungsweisenden Rechtsgütern, insbesondere für
den Gesetzgeber.1 Werte und Wertungen nehmen Bezug auf verschiedene
Lebensbereiche, mitunter das besonders wichtige Rechtswesen. In unserer
Rechtswissenschaft wurden jedoch die Probleme der Axiologie über Jahre
hinweg nicht wahrgenommen. Mit der Zeit ändert sich die Lage jedoch,
was vor allem der fortschreitenden Doktrin der Menschenrechte geschul-
det ist und sich vorwiegend in der Hervorhebung der sog. axiologischen
Dimension des Rechts manifestiert. Die Grundfragen der Rechtstheorie
beziehen sich auf Themen wie: „Was ist Recht?“ (die ontologische Frage),
„Wie lässt sich das Recht erschließen?“ (Gegenstand der Epistemologie)
sowie „Welches Recht ist wertvoll?“ (Axiologie). An dieser Stelle lohnt
ein Blick auf die folgenden fünf in der Literatur2 vorgeschlagenen Grup-
pen von grundlegenden Antworten: 1. Recht besteht aus Normen (einem
Normsystem), stellt also eine bestimmte sprachliche Bezeichnung dar, 2.
Recht stellt eine soziale Tatsache dar, 3. Recht gleicht einer geistigen Tat-
sache, also einer Erlebniswahrnehmung, 4. Recht ist ein Wert (oder die
Wiederspiegelung eines Wertes) sowie 5. Recht bildet ein komplexes on-
tologisches Phänomen. Eng verbunden mit dieser Unterscheidung sind fer-
ner die Ebenen des Rechts (Ebenen, auf denen sich das Recht betrachten
lässt): 1. die logisch-sprachliche Ebene, 2. die soziologische Ebene, 3. die
psychologische Ebene und 4. die axiologische Ebene (sowie 5. die „Viel-
schichtigkeit”, die regelmäßig von der Annahme ausgeht, dass ein Recht-
sphänomen eine komplexe ontologische Struktur darstellt).3

1 Nach Ziembiński, Wstęp do aksjologii dla prawników, Warschau 1990, S. 58 f. wird
ein „Wert“ als die Bestimmung von Objekteigenschaften, als Unterscheidungs-
merkmal für eine Objektklasse sowie als ein bestimmtes Gut verstanden.

2 Lang/Wróblewski/Zawadzki, Teoria państwa i prawa, Warschau 1986, S. 22 ff.
3 Lang/Wróblewski/Zawadzki (Fn. 2), S. 37 f.
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2. In unserer arbeitsrechtlichen Doktrin wurden Fragen zur Axiologie die-
ses Rechtsgebietes – im Hinblick auf naturalrechtliche Überlegungen –
erst von Zieliński in seiner 1988 erschienen Monographie aufgeworfen.4
Seiner Ansicht nach gehören zu den angeborenen Menschenrechten – ge-
mäß dem von ihm postulierten objektivierten Verständnis dieses Begriffs
– vor allem das Recht auf Arbeit (welches im Recht auf Leben im weite-
ren Sinne mit inbegriffen ist), die Freiheit der Arbeit sowie die Freiheit,
sich in Organisationen zur Förderung des Lebens in der Gemeinschaft zu-
sammenzuschließen, die Koalitionsfreiheit und das Recht auf Kollektiv-
verhandlungen, das Recht auf Erholung sowie der Grundsatz der Be-
schränkung des Arbeitstags auf acht und der Arbeitswoche auf 46 Stun-
den. Dies zeigt, dass axiologische Fragen nicht lediglich der allgemeinen
Rechtstheorie oder -philosophie angehören, sondern ebenso für die einzel-
nen Rechtszweige und -disziplinen von Bedeutung sind. Überdies sind
Überlegungen zur axiologischen Rechtfertigung einzelner Rechtsinstitute
oder konkreter Rechtsnormen oftmals unerlässlich und treten immer häufi-
ger in Erscheinung. Aus verschiedenen Gründen verweist man in der Pra-
xis bei der Begründung von konkreten Auslegungsvorgängen von Rechts-
vorschriften immer häufiger nicht ausschließlich auf grammatikalisch-lo-
gische (formelle) oder praxeologische, sondern auch auf axiologische
Gründe, insbesondere in Bezug auf Gerechtigkeitsverständnis oder -an-
spruch. Mehr oder minder bewusst wird dabei auf die Annahme abgestellt,
dass neben den das gesamte Rechtswesen prägenden allgemeinen Werten
auch solche bestünden, die den einzelnen Rechtszweigen und -disziplinen
zu eigen sind bzw. dass die allgemeinen Werte im Rahmen der bestimm-
ten Rechtszweige und -disziplinen einer Konkretisierung oder gewissen
inhaltlichen Änderung bedürfen.

 
3. Wie erwähnt, löste insbesondere die Fortbildung der Menschenrechts-
doktrin Überlegungen zur Axiologie des Rechts, ihrer einzelnen Zweige,
Institute und Normen aus, was vor allem die Tatsache widerspiegelt, dass
diese Doktrin Einzug in konkrete Vorschriften des (universellen und re-
gionalen) Völker- und Unionsrechts fand. Von entscheidender Bedeutung
war, vom Gesichtspunkt unserer Rechtsdoktrin aus, der mit der Verfas-
sung der Republik Polen von 1997 erreichte Ausbau der Regelungen in

4 Zieliński, Podstawy rozwoju prawa pracy, Warschau - Krakau 1988, S. 71 ff.

Walerian Sanetra
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Bezug auf Menschen- bzw. Bürgerfreiheiten, -rechte und -pflichten (Kapi-
tel II, Art. 30 bis 86) in Anlehnung an völkerrechtlich (u.a. im UN- oder
ILO-Recht) sowie europarechtlich allgemein anerkannte universelle Lö-
sungen (insbesondere aus der EMRK, der Europäischen Sozialcharta so-
wie der EU-Grundrechtecharta). Nicht ohne Bedeutung ist dabei auch die
Tatsache, dass der Begriff „Wert“ (oder „Werte“), der als Kernbegriff der
Axiologie gilt und oftmals gar mit dieser gleichgesetzt wird, in den Wort-
laut des geltenden Rechts aufgenommen worden ist.

Es kann von einer bestimmten Verrechtlichung der Axiologie und ihrer
Grundkategorien gesprochen werden. Mit anderen Worten haben wir es
hier mit einem Prozess der Übernahme von axiologischer, also einem Be-
reich der Philosophie und Ethik zugehöriger, Terminologie durch Rechts-
vorschriften zu tun. In diesem Kontext lohnt sich ein erneuter Blick auf
die von Wróblewski5 vorgeschlagene Einteilung von Werten. Er unter-
schied zwischen „internen“ (für die Normen des geltenden Rechts imma-
nenten) und „externen“ (außerhalb des Rechts liegenden) Werten, „grund-
legenden“ (nicht relativ bewerteten) und „instrumentalen“ (instrumental
relativierten) sowie – in Bezug auf die richterliche Rechtsanwendung –
„übertragene“ (interne, externe, grundlegende und instrumentale Werte
des Rechts an sich, die Einzug in die Wertungen der Rechtsanwendung in
gerichtlichen Entscheidungen gefunden haben, unter der Voraussetzung,
dass diese Rechtsprechung rechtmäßig ist), „selbstständige“ (sie transpo-
nieren die im Recht vorgenommene Wertung nicht auf die Wertung der
Rechtsanwendung) und die dazwischenliegenden „mittelbaren“ Werte.
Nach seinem Verständnis kommt den „selbstständigen“ Werten der ge-
richtlichen Rechtsanwendung ein „operativer“ Charakter zu, sodass sie –
grundsätzlich – nicht dem Wortlaut der angewandten Rechtsnormen unter-
geordnet sind und in dem Sinne einen „formellen“ Charakter aufweisen,
dass sie nicht davon abhängen, ob und wie man die angewandten Vor-
schriften wertet. Zu den „selbstständigen“ Werten rechnete er derweil
auch die Übereinstimmung einer Entscheidung mit geltendem Recht in
Gestalt der Werte Legalität und Rechtmäßigkeit, Sicherheit der gerichtli-
chen Rechtsanwendung mitsamt der einhergehenden Uniformität, Objekti-
vität sowie praxeologische Werte der gerichtlichen Rechtsanwendung
(insbesondere ihre Effektivität und Schnelligkeit). Gerechtigkeit und Bil-
ligkeit zählte er hingegen zur Kategorie der „mittelbaren“ Werte.

5 Wróblewski, Wartości a decyzja sądowa, Warschau 1973, S. 51-60.

Über die Axiologie des Sozialrechts
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4. Werte werden in den Wortlaut geltender Gesetze aufgenommen, um
eine fundamentale und bewertende Dimension zum Ausdruck zu bringen,
stellen aber gleichzeitig Begrifflichkeiten dar. Deshalb drängt sich die
Feststellung auf, dass eine grundlegende Bedeutung – insbesondere für
Überlegungen im Rahmen der Rechtswissenschaft – in heutiger Zeit der
Unterscheidung zwischen „normativen“ („innerlichen“) und „außernorma-
tiven“ („äußerlichen“) Werten zukommt. Wie bereits erwähnt, sind unter
all den auf die eine oder andere Weise in Normen festgehaltenen Werten
jene besonders gewichtig, die tatsächlich in den Wortlaut völkerrechtlicher
(unionsrechtlicher) Vorschriften sowie unserer Verfassung aufgenommen
worden sind. Der Begriff von Verfassungswerten wird in unserer Rechts-
ordnung in erster Linie mit den Vorschriften des II. Kapitels der polni-
schen Verfassung assoziiert („Freiheiten, Rechte und Pflichten des Men-
schen und des Staatsbürgers“), angefangen mit Art. 30, aus dem hervor-
geht, die Würde des Menschen ist ihm angeboren und unveräußerlich; sie
bildet die Quelle der Freiheiten und Rechte des Menschen und des Staats-
bürgers; sie ist unverletzlich, ihre Beachtung und ihr Schutz sind Ver-
pflichtungen der öffentlichen Gewalt. Axiologische Fragen lassen sich
auch nicht auf die Problematik von Menschen- bzw. Bürgerrechten und
-freiheiten reduzieren.6 Die axiologischen Grundlagen des Rechtssystems
werden nämlich auch von jenen fundamentalen verfassungsrechtlichen
Grundsätzen ausgedrückt (definiert, normiert), die keinen Bezug auf die
Problematik von Menschen- und Bürgerrechten nehmen. Das Problem be-
steht hier gleichermaßen in der Bestimmung, welche der verfassungsmäßi-
gen Grundsätze als axiologisches Grundgerüst der Rechtsordnung anzuse-
hen sind, und welchen diese Eigenschaft nicht zukommt. Ähnlich verhält
es sich mit der völker- und europarechtlichen Dimension dieses Themen-
feldes.

 
5. Auf der Ebene von einzelnen Rechtszweigen und Teilgebieten des
Rechts finden spezielle axiologische Hintergründe zusätzlich auch in nor-

6 Vgl. z.B. Piechowiak, Dobro wspólne jako fundament porządku konstytucyjnego,
Warschau 2012. Der Autor vertritt dabei die Auffassung, dass das Gemeinwohl
(Art. 1 der Verfassung der Republik Polen) metaaxiologische Eigenschaften besitzt
(S. 295 ff.), sodass es, auch im Verhältnis zur Menschenwürde als eigenständigen
Wert, eine übergeordnete Stellung innehat (S. 358), was den Gemeinwohlgrundsatz
zum verfassungsrechtlichen Grundsatz aller Grundsätze macht (S. 442).

Walerian Sanetra
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mativen Grundsätzen Ausdruck, ganz gleich ob diese deutlich in den be-
treffenden Vorschriften festgeschrieben oder erst durch Auslegung zu er-
mitteln sind.7 Zu den axiologischen Grundlagen eines bestimmten Rechts-
zweigs oder Teilgebiets des Rechts gehören zudem auch Grundsätze im
beschreibenden Sinne bzw. die Grundlagen – oftmals von unklarer rechtli-
cher Natur – auf denen diese Grundsätze aufbauen. Die Axiologie des So-
zialrechts kann demzufolge nicht auf Werte wie Gerechtigkeit, Gleichheit,
Solidarität oder sonstige der Bewertung des Rechts als Ganzem dienende
Werte, wie etwa die Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Rechtmäßig-
keit (Rechtsstaatlichkeit), Pluralismus oder Toleranz reduziert werden. Bei
den Überlegungen zur Axiologie von einzelnen Rechtszweigen oder
Rechtsgebieten (hier des Sozialrechts) scheint es demnach am bedeutends-
ten – einerseits – gewisse Unterschiede bei der Wahrnehmung von den die
gesamte Rechtsordnung durchziehenden (und in diesem Sinne universel-
len) Werten, wie den eben genannten, zu verdeutlichen und – andererseits
– die Werte aufzuzeigen, die ihnen eigen sind und die Rolle von rechtli-
chen Grundsätzen oder fundamentalen Leitideen für die dort angenomme-
nen Lösungen einnehmen. Erweist sich die Axiologie eines bestimmten
Rechtszweigs oder Rechtsgebiets (des Sozialrechts) als fehlerbehaftet, was
auch davon abhängt, auf welchen Grundprinzipien und Grundsätzen diese
beruhen, lässt sich daraus nur schwer schlussfolgern, das gesamte Recht
beruhe auf diesem bestimmten Wert oder dessen Erscheinung.

Neben den erwähnten Unterscheidungen und Einteilungen sollte auch
angemerkt werden, dass die Einführung eines bestimmten Begriffs (z.B.
Gerechtigkeit, soziale Gerechtigkeit) in den Wortlaut einer Vorschrift
nicht damit gleichbedeutend ist, dass dieser bestimmte Wert aufhört, ein
externer Wert zu sein, weil z.B. die Art und Weise, wie Gerechtigkeit oder
soziale Gerechtigkeit als Auslegungsresultat einer gewissen Vorschrift (et-
wa durch den Verfassungsgerichtshof) verstanden wird, nicht mit dem
vom Naturrecht oder einer bestimmten politischen bzw. wirtschaftlichen
Doktrin abgeleiteten Verständnis übereinstimmen muss. Anzumerken ist
jedoch, dass nach einigen Ansichten der Zweck des Rechts in der Gewähr-

7 Ähnlich Ślebzak, Aksjologiczne podstawy prawa ubezpieczeń społecznych ze szc-
zególnym uwzględnieniem solidarności i sprawiedliwości, in: Skąpski/Ślebzak
(Hrsg.), Aksjologiczne podstawy prawa pracy i ubezpieczeń społecznych, Posen
2014, S. 246, der die Auffassung vertritt, dass Werte als Leitgedanken des Sozial-
versicherungswesens, Grundsatzforderungen oder Normgrundsätze des Sozialversi-
cherungsrechts verstanden werden können.

Über die Axiologie des Sozialrechts
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leistung von Gerechtigkeit liegt (und nicht z.B. in der Anwendung unmit-
telbaren Zwangs – „der Staat als Knüppel“ – oder zum Schutz der Interes-
sen der besitzhabenden Klassen), was zur Annahme veranlasst, Gerechtig-
keit sei ein oberster Wert, während die anderen Werte – sofern sie über-
haupt existieren – lediglich einen untergeordneten oder instrumentalen
Charakter aufweisen, weil sie nur bis zu dem Grad bestehen, in dem sie
der Gerechtigkeit dienen.

 
6. Wie vorstehend angemerkt und in Anlehnung an genauere Erörterun-
gen8, findet der Terminus „Wert“ („Werte“) immer öfter Einzug in den
Wortlaut des geltenden Rechts. Dies bedeutet nicht, dass lediglich solche
Werte als normativ anzusehen sind, die in einem Normtext bestimmt wor-
den sind, sondern dass es zu einer präziseren Abgrenzung zwischen den
Kategorien (Gütern), die als normative Werte zu bezeichnen sind und de-
nen, die nicht unter diesen Begriff fallen, kommen muss. Allerdings führt
ein solches Vorhaben – zumindest nach meiner Überzeugung – zu zusätz-
lichen Zweifeln und terminologischen Komplikationen. In der Präambel
des EU-Vertrages findet sich die Feststellung, dass das Vertragswerk aus
dem kulturellen, religiösen und humanistischen Erbe Europas schöpft, aus
dem sich die unverletzlichen und unveräußerlichen Rechte des Menschen
sowie Freiheit, Demokratie, Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit als univer-
selle Werte entwickelt haben. Das suggeriert eine Gegenüberstellung von
Menschenrechten (als allgemeinen Werten) und Rechtsgütern wie Frei-
heit, Demokratie, Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit. Andere Schlüsse er-
geben sich jedoch aus der Analyse von Art. 2 EU-Vertrag, gemäß dem
sich die Union auf den Werten Menschenwürde, Freiheit, Demokratie,
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und der Wahrung der Menschenrechte ein-
schließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören, gründet.
Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft, die sich
durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solida-
rität und durch die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet, ge-
mein. Obwohl eine reine Wortlautanalyse des Art. 2 EUV zu gegenteiligen
Schlüssen verleitet, lässt sich – meines Erachtens – annehmen, dass der in
dieser Vorschrift vorkommende Terminus „Werte“, neben Kategorien wie
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit

8 Sanetra, Aksjologiczne podstawy prawa ubezpieczeń społecznych, in: Frieske/
Przychodzaj (Hrsg.), Ubezpieczenia społeczne w procesie zmian. 80 lat Zakładu
Ubezpieczeń społecznych, Warschau 2014, S. 29 ff.
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auch Rechtsgüter wie Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Ge-
rechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern um-
fasst.

 
7. Eine eigenständige Überlegung gebührt an dieser Stelle der Präambel
der EU-Grundrechtecharta, in der festgeschrieben wurde, dass die Völker
Europas entschlossen sind, auf der Grundlage gemeinsamer Werte eine
friedliche Zukunft zu teilen, indem sie sich zu einer immer engeren Union
verbinden. Die Union gründet sich auf die unteilbaren und universellen
Werte der Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der Soli-
darität. Sie beruht auf den Grundsätzen der Demokratie und der Rechts-
staatlichkeit. Dies führt zur Konklusion, dass die Würde des Menschen,
die Freiheit, Gleichheit und Solidarität nach dem Verständnis der Grund-
rechtecharta universelle (und unteilbare) Werte darstellen, während De-
mokratie und Rechtsstaat zwar sehr wohl gemeinschaftliche Werte bilden
würden, ohne jedoch einen allgemeinen Charakter zu haben. Des Weiteren
kann – obwohl dies nicht aus der sprachlichen Analyse der Vorschriften
der Grundrechtecharta hervorgeht –angenommen werden, dass die dort
festgehaltenen Rechte (sowie Freiheiten und Grundsätze) eine eigenständi-
ge Gruppe von spezielleren Werten darstellen.9

Gemäß Art. 34 (soziale Sicherheit und soziale Unterstützung) der EU-
Grundrechtecharta erkennt die Union nach Maßgabe des Unionsrechts und
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten das Recht
auf Zugang zu den Leistungen der sozialen Sicherheit und zu den sozialen
Diensten, die in Fällen wie Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Pflege-
bedürftigkeit oder im Alter sowie bei Verlust des Arbeitsplatzes Schutz
gewährleisten, an. Jede Person, die in der Union ihren rechtmäßigen
Wohnsitz hat und ihren Aufenthalt rechtmäßig wechselt, hat Anspruch auf
die Leistungen der sozialen Sicherheit, die sozialen Vergünstigungen und

9 Vgl. z.B. Wróbel (Hrsg.), Karta Praw Podstawowych w europejskim i krajowym
porządku prawnym, Warschau 2009. Die angegebene Behauptung findet eine zu-
sätzliche Begründung, wenn als Grundsatz angenommen wird, dass die Menschen-
würde die Quelle von Menschen- und Bürgerrechten und -freiheiten (Art. 30 der
Verfassung der Republik Polen) darstellt, was die Annahme rechtfertigen würde,
dass sich aus dem allgemeinen (unteilbaren, angeborenen, unveräußerlichen) Wert
Menschenwürde speziellere Werte herleiten lassen, die unter dem Begriff „Freihei-
ten und Rechte des Menschen und des Staatsbürgers“ (Art. 30 der Verfassung) bzw.
den „ EU-Grundrechten“ („Rechte, Freiheiten, Grundsätze“ der Europäischen Uni-
on) zusammengefasst worden sind.
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